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Fahne Österreich
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und Verunreinigung von Luft, Wasser und 
Boden erheblich zu verringern. Unser Land 
profitiert in jeglicher Hinsicht von hohen 
Umwelt- und Naturschutzstandards, diese 
gilt es zu verteidigen und zu stärken. Es ist 
ein Privileg, dass sauberes Trinkwasser rund 
um die Uhr in bester Qualität bereitsteht. 
Wasser ist ein wesentliches Element der 
Daseinsvorsorge und darf nicht privatisiert 
werden. Saubere und ökologisch intakte 
Gewässer sichern aber nicht nur die 
Versorgung mit Trinkwasser, sondern 
auch die Artenvielfalt und bieten Schutz 
vor Hochwasser. Gewässerökologische 
Maßnahmen und Maßnahmen zur Einhaltung 
der Grenzwerte für die Wasserqualität 
tragen dazu bei, die wertvollen 
österreichischen Wasserressourcen nach
haltig zu sichern. Ebenso wichtig ist es, 
die Luftqualität in Österreich weiter zu 
verbessern – für die Gesundheit der 
Österreicherinnen und Österreicher und 
den Schutz unserer Ökosysteme. Ziel ist 

die Annäherung an die Richtwerte der 
Weltgesundheitsorganisation WHO, 
insbesondere durch die Weiterentwicklung 
und Umsetzung des nationalen 
Luftreinhalteprogramms und durch 
ambitionierte Maßnahmen zur Reduktion 
verkehrsbedingter Emissionen. 

Unsere Böden bilden die Grundlage für 
Nahrungsproduktion, sauberes Trinkwasser, 
Naturräume und Siedlungsentwicklung. 
Mit einer österreichweiten Bodenschutz
strategie werden gemeinsam mit den 
Bundesländern Grundsätze zur Reduktion des 
Flächenverbrauchs und zur Verbesserung der 
Bodenqualität festgelegt. Bei Fachplanungen 
des Bundes werden raumplanerische Aspekte 
des Klimaschutzes verstärkt berücksichtigt.

Kreislaufwirtschaft fördern und  
Abfallpolitik gestalten
• �Forcierung der Kreislaufwirtschaft 

o �Weiterentwicklung und Umsetzung des Ab-
fallvermeidungsprogramms

o �Aufrechterhaltung des natürlichen Stoffkreis-
laufs durch eine ökologische, regionale Kom-
postwirtschaft

o �Gesetzliche Rahmenbedingungen zur För-
derung des innovativen Ressourcenmanage-
ments

o �Unterstützung von Modellregionen für die 
Kreislaufwirtschaft

• �Maßnahmenpaket Reparatur 

o �Steuerliche Begünstigung für kleine Repa-
raturdienstleistungen und den Verkauf repa-
rierter Produkte

o �Erleichterter Zugang für Konsumentinnen 
und Konsumenten sowie unabhängige  
Reparaturbetriebe zu Ersatzteilen, Software, 
Servicedokumentation und Information

o �Ausweitung des Förderprogramms zur  
Unterstützung von Re-Use-Aktivitäten,  
Repair-Cafés und anderen Kreislauf- 
wirtschaftsinitiativen 
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o �Forcierung freiwilliger Händlergarantien

o �Finanzielle Anreize für Reparaturen schaffen

• �Forcierung von langlebigen, reparierbaren und 
wiederverwertbaren Produkten – Umsetzung 
und Weiterentwicklung der europäischen Öko-
designrichtlinie in Richtung Design for Recy-
cling und Design for Reuse (Verhinderung ge-
planter Obsoleszenz), z.B.

o �Lieferfähigkeit von Ersatzteilen sicherstellen

o �Reparaturfähigkeit

• �Weiterentwicklung der EU-Mehrwertsteuer-
richtlinie zur Ermöglichung weiterer steuerlicher 
Begünstigungen für Reparaturdienstleistungen

• �Verbindliche gesetzliche Rahmenbedingungen 
inklusive konkreter Ziele für den Ausbau von 
Mehrwegsystemen, insbesondere auch für Ge-
tränkeverpackungen

• �Aktionsplan gegen Lebensmittelverschwen-
dung über die gesamte Wertschöpfungskette 
in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den 
österreichischen Handelsunternehmen, mit 
Produzenten und karitativen Organisationen

o �Evaluierung bestehender Gesetze und  
Fördersysteme

o �Verbot des Entsorgens von genusstaugli-
chen Lebensmitteln aus dem Lebensmit-
teleinzelhandel (Kaskadenmodell nach 
Vorbild Frankreich)

o �Nationale Koordinierungsstelle

o �Verbesserung der Datenbasis und Transpa-
renz über die gesamte Wertschöpfungskette

• �Maßnahmenpaket (z.B. �nanzielle Anreize, Be-
seitigung rechtlicher Hindernisse etc.) für den 
Einsatz von Sekundärrohstoffen bei Industrie, 
Verpackungen (z.B. differenzierte Lizenzentgel-
te) und Baustoffen

• �Österreichisches Kunststoffprogramm – Reduk-
tion von Plastik weiter vorantreiben:

o �Konsequente Umsetzung der Europäischen 
Einwegplastikrichtlinie mit dem Verbot be-
stimmter Einwegprodukte

o �Gesetzliche Verankerung des Reduktionsziels 
von Plastikverpackungen um 20%

o �Gezielte Maßnahmen zur Reduktion von 
Einwegplastikverpackungen, u.a. forcierte 
Kooperation mit Handel, Gastronomie und 
Herstellern zur Reduktion von Einweggebin-
den

o �Recyclierbarkeit als Produktions- 
voraussetzung

o �Einsatz von Recyclatanteilen in der öffent-
lichen Beschaffung 

• �Aktionsplan gegen Mikroplastik 

o �Datenerhebung und Evaluierung für Mikro-
plastikemissionen und Belastungen unter 
Einbeziehung aller einschlägigen Fachberei-
che inklusive der Umwelttoxikologie mit dem 
Ziel, rechtliche Grundlagen für die Reduktion 
von Mikroplastik zu entwickeln

o �Einsetzen auf europäischer Ebene für:

- �Verbot von Mikroplastik in der Produktion 
(Ziel einer österreichischen Lösung, sollte es 
keine europäische Lösung geben)
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- �Europaweiter Ausstieg aus der Verwendung 
von Mikroplastik in Kosmetika und Reini-
gungsmitteln – sollte kein europäisches Ver-
bot kommen, Anstreben eines nationalen 
Verbotes von „add-ons“ (Mikroplastikparti-
kel in Produkten)

- �Mikro�lter für Waschmaschinen und 
Trockner

- �Grenzwerte für Industrieanlagen

o �Gezielte Forschung

o �Nachrüstung von Kläranlagen (im Rahmen 
des aktuellen Förderprogramms)

o �Ziel ist es, die Ausbringung von Klärschlamm 
bei Belastung durch Mikroplastik und andere 
Schadstoffe gänzlich zu unterbinden

- �Prüfung eines bundesweiten Verbots für 
die Ausbringung von Klärschlamm bei 
Belastung durch Mikroplastik und andere 
Schadstoffe

- �Entwicklung einer Phosphor-Strategie (Plan 
für die Herstellung von Kapazitäten für die 
Phosphorrückgewinnung etc.)

o �Reduktion der Austragung von Mikroplastik 
aus Gletschervlies und Abdeckungen von 
Schneedepots und Entwicklung von alterna-
tiven Abdeckungen

• �Prüfung eines Pfandsystems auf Batterien und 
Kleingeräte

• �Verstärkte sortenreine Sammlung 

• �Novellierung des Altlastensanierungsgesetzes 
mit dem Ziel einer schnelleren, ef�zienteren 
und sicheren Altlastensanierung und damit ei-
nen Beitrag zum Flächenrecycling zu leisten

o �Saniert der Bund mit öffentlichen Mitteln an-
stelle des Verursachers, kommt ihm ein Vor-
zugspfandrecht zu.

o �Bei Umwidmungen von brachliegenden Alt-
lasten�ächen und ihren Nachnutzungen ist 
auf ihren Sanierungsstandard Rücksicht zu 
nehmen.

o �Verstärkte Anwendung des Verursacher-
prinzips

• �Preis- und Wettbewerbsvorteile, die durch öko-
logisch und sozial wenig verträgliche Produkti-
on entstehen, müssen hinterfragt werden. 

• �Umsetzung der EU-Recyclingvorgaben 

• �Unterstützung österreichischer Umwelttechno-
logie-Unternehmen durch die Umsetzung des 
Masterplans Umwelttechnologie

• �Programme zur „Grünen Chemie“ und zu in-
novativen Geschäftsmodellen wie „Chemikali-
en Leasing“ mit dem Ziel eines ef�zienten und 
reduzierten Chemikalieneinsatzes




